
schuldhaftes Verhalten die Haftung der betreffenden 
Einzelperson begründet, die dann regreßpflichtig ge­
macht werden kann, was wiederum einen erzieheri­
schen Einfluß ausübt. Auf Grund der bisherigen Recht­
sprechung genügte es für die Eisenbahn, einen mög­
lichst ungenügenden schriftlichen Tatbestand festzuhal­
ten. Tatsachen anzuführen, die geeignet waren, ein 
Verschulden des Verfügungsberechtigten festzustellen, 
war nicht erforderlich, da er ja im Zweifel ohnehin 
für den Schaden haftete. Daß dem in der Praxis so ist, 
zeigen die Protokolle des vorliegenden Rechtsstreits, 
die erhebliche Wünsche in bezug auf Genauigkeit und 
Vollständigkeit offen lassen.

Die Verklagte kann sich nach alledem nicht auf § 83 
Abs. 1 EVO berufen. Sie haftet vielmehr für den ent­
standenen, hinsichtlich der Höhe nach unstreitigen 
Schaden in vollem Umfange, weil andererseits ein 
Verschulden des Verfügungsberechtigten nicht nachge­
wiesen werden konnte.

§§ 114, 126, 127 ZPO.
Im Verfahren zur Bewilligung einstweiliger Kosten­

befreiung dürfen keine Tatfragen geklärt werden, 
wenn dadurch einer Sachentscheidung in dem nachfol­
genden Zivilprozeß vorgegriffen wird.

BG Leipzig, Beschl. vom 25. März 1954 — 3 T 103/54.
Die Klägerin hat beim KrG einen Antrag auf einstweilige 

. Kostenbefreiung gesteUt. Sie klagt gegen den Arzt Dr. H. auf 
Schadensersatz und Schmerzensgeld, da nach einem von die­
sem vorgenommenen operativen Eingriff an ihrer rechten Hand 
eine völlige Versteifung des Armes eingetreten sei.

Das KrG hat nach Einholung eines Gutachtens der chirurgi­
schen Abteilung des Stadtkrankenhauses das Gesuch um einst­
weilige Kostenfreiheit mit der Begründung zurückgewiesen, 
daß die Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg biete.

Auf die gegen diesen Beschluß erhobene Beschwerde der 
Klägerin hat das BG ihr für den ersten Rechtszug einstweilige 
Kostenfreiheit gewährt.

Aus den G r ü n d e n :
Das Beschwerdegericht hat sich in Fällen, in denen 

Schadensersatzansprüche wegen einer erheblichen Ver­
letzung des Körpers oder der Gesundheit geltend ge­
macht werden, in ständiger Rechtsprechung auf den 
Standpunkt gestellt, daß der Geschädigte ein Recht dar­
auf hat, daß seine Ansprüche im Streitverfahren ge­
prüft werden. Es kann nicht Aufgabe des Kostenfrei­
heitsprüfungsverfahrens sein, die in solchen Fällen 
meist sehr schwierige Frage des Verschuldens zu er­
örtern. Denn das würde regelmäßig bedeuten, daß der 
Rechtsstreit praktisch schon im Kostenfreiheitsprü­
fungsverfahren durchgeführt werden würde. Das ist 
jedoch nicht Sinn und Zweck dieses Verfahrens.

Im Streitfall hat sich zwar der Sachverständige 
Dr. M. auf den Standpunkt gestellt, daß die Operation 
selbst sachgemäß ausgeführt worden sei. Er hat jedoch 
darauf hingewiesen, daß die bei der Beschwerdeführe­
rin im Anschluß an die Operation aufgetretenen Folgen 
außergewöhnlich seien und davon sonst nur, und das 
auch nur vereinzelt, Knochenbruchverletzte mit meist 
vegetativ labiler Körperbeschaffenheit betroffen wür­
den. Er hat weiter hervorgehoben, daß ihm ein solcher 
Fall in seiner 25jährigen Praxis noch nicht vorgekom­
men sei, und nimmt deshalb an, daß die Ursache für 
den Eintritt dieser Folgen eine eigentümliche körper­
liche Konstitution der Beschwerdeführerin sei.

Gerade diese Kennzeichnung des Falles als eines 
außergewöhnlichen Sonderfalls macht es dem Gericht 
zur Pflicht, den Sachverhalt mit ganz besonderer Sorg­
falt und Gewissenhaftigkeit aufzuklären und zu prüfen. 
Die Sorge um den Menschen ist eines der Hauptanlie­
gen unseres Staates der Arbeiter- und Bauernmacht. 
Hieraus ergibt sich für den Streitfall die Folgerung, 
daß das Sach- und Streitverhältnis erschöpfend erörtert 
werden muß. Die Möglichkeit hierzu ist im Kostenfrei­
heitsprüfungsverfahren nach dessen Sinn und Zweck 
nicht gegeben. Sie wird erst durch das Streitverfahren 
eröffnet, da erst im Streitverfahren die Schöffen mit- 
wirken und damit die Gewähr gegeben ist, daß die 
Sachentscheidung im Einklang mit der Auffassung un­
serer fortgeschrittensten Werktätigen von Recht und 
Gerechtigkeit steht.

§ 139 ZPO; § 44 GVG.
1. Darf der Richter Informationen, die er von einer 

Prozeßpartei in der Rechtsauskunftsstelle erhalten hat, 
zum Gegenstand der Fragestellung nach § 139 ZPO 
machen?

2. Zur Frage der Auskunfterteilung nach Klageer­
hebung.

BG Karl-Marx-Stadt, Beschl. vom 28. September 1953 
— 5 Ar 8/53.

Aus den G r ü n d e n :
Der am Kreisgericht St. tätige Richter S. war im 

Termin vom 10. August 1953 Vorsitzender der Ehekam­
mer des Kreisgerichts. Der Kläger hat sich sowohl vor 
Klagerhebung als auch nach Klagzustellung vom Vor­
sitzenden in der Rechtsauskunftsstelle beim Kreisge­
richt St. beraten lassen. Im Verlauf einer solchen 
Rechtsauskunft hat der Kläger dem Richter S. den 
Vorfall mit dem Beil erzählt. Da weder die Klagschrift 
noch der mündliche Vortrag des Klägers in der münd­
lichen Verhandlung vom 10. August 1953 den Vorfall 
mit dem Beil erwähnte, hat der Vorsitzende seine 
Fragestellung im Rahmen des § 139 ZPO so eingerich­
tet, daß der Kläger diesen Vorfall mit zum Inhalt des 
Prozesses machen mußte.

Die Verklagte beantragt, den Richter S. gemäß § 42 
ZPO wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen, 
weil ein Grund vorliege, der geeignet sei, Mißtrauen 
gegen die Unparteilichkeit desselben zu rechtfertigen. 
Der Antrag wird insbesondere darauf gestützt, daß der 
Vorsitzende am Ende des Termins geäußert hat, „alles 
das zum Prozeßstoff verwerten zu müssen, was ihm in 
der Rechtsberatung vorgetragen worden sei.“

Der Ablehnungsantrag ist begründet. Der abgelehnte 
Richter hat in seiner dienstlichen Äußerung zu erken­
nen gegeben, daß er, um die materielle Wahrheit zu 
erforschen, die Bestimmung des § 139 ZPO so weit aus­
schöpfen mußte, um dem Kläger die Möglichkeit zu 
verschaffen, sich über alle erheblichen Tatsachen voll­
ständig zu erklären. Dabei hat der abgelehnte Richter 
den § 139 ZPO auch bei weitester Ausdehnung seiner 
Grenzen überschritten. Alles das, was dem Richter in 
der Rechtsauskunftsstelle von einer Partei zur Kenntnis 
gebracht wird, darf er von sich aus nicht, auch nicht 
durch entsprechend eingerichtete Fragestellung, in den 
Prozeß einführen. Wer das tut, der setzt sich eben der 
Gefahr der Ablehnung aus, weil die eine Partei durch 
eine solche Fragestellung zu der Annahme kommen 
kann, daß ihr der Richter nicht mit der erforderlichen 
Sachlichkeit gegenüberstehe. Diese Annahme begründet 
die Besorgnis der Befangenheit.

Entscheidend ist aber insbesondere die Frage, ob der 
die Sache bearbeitende Richter, wenn er nach Klagzu­
stellung schon mit der Sache befaßt ist, einer beteiligten 
Partei noch in der Rechtsauskunftsstelle Rechtsaus­
kunft erteilen darf. Diese Frage ist zu verneinen, weil 
zuviel Gründe gegen eine solche Praxis sprechen. In 
NJ 1952 S. 507 vertritt A r t z t den Standpunkt, daß eine 
Befangenheit des Richters nur dann gerechtfertigt sein 
könnte, wenn der Richter für seine Auskunft eine Ent­
lohnung erhalten würde oder in anderer Weise die 
Stellung eines Vertreters einer Prozeßpartei erlange. 
Richtig ist, daß der die Rechtsauskunft erteilende Rich­
ter sich in gewöhnlich gelagerten Fällen nicht zum An­
walt der Parteien macht. Wenn aber, wie es im vorlie­
genden Falle geschehen ist, der die Sache bearbeitende 
Richter vor Klagerhebung und auch noch nach Klagzu­
stellung einer Partei Rechtsauskunft erteilt, so ist die 
Annahme der Gegenpartei, daß der Richter nicht mehr 
mit der erforderlichen Unbefangenheit die Sache ent­
scheidet, begründet. Aus diesem Grunde mußte der Ab­
lehnungsantrag Erfolg haben.
A n m e r k u n g :

Die Entscheidung wirft zwei Fragen auf. Bei der 
ersten handelt es sich darum, ob der Richter berechtigt 
ist, von einer Prozeßpartei in der Rechtsauskunftsstelle 
erhaltene Informationen zum Gegenstand der Frage­
stellung nach § 139 ZPO zu machen; bei der zweiten 
geht es um die Zulässigkeit von einen anhängigen Zivil­
prozeß betreffenden Rechtsberatungen in der Rechts­
auskunftsstelle durch den mit der Sache befaßten 
Richter.

313


